
t an derWählbarkeit von "hier nicht geborenen Deutschen"36 .

Als unbedingte Voraussetzung zur künftigen Mitarbeit im Landesrat forderte Dr.
Sender abschließend, "daß von der Regierungskommission jene Wege einer fran¬
zösischen Annexionspolitik verlassen werden, die bewußt darauf abzielen, das
deutsche Saargebiet innerhalb 15 Jahren wirtschaftlich und kulturell für den An¬
schluß an Frankreich reif zu machen"37 . Beachtenswert war neben der Bindung an
die nationale Komponente doch stets der Sachzusammenhang mit sozialen, demo¬
kratischen oder internationalen Vorstellungen. Demgemäß waren in der Folgezeit
das sozialpolitische und das nationale Programm kaum deutlich voneinander zu
trennen, wie es sich auch kaum von den bürgerlichen Parteien deutlich abhob38 .

Da der Partei im Saargebiet die großen, beispielgebenden Führungspersönlichkei¬
ten aus der Geschichte fehlten, konnte unter dem saarländischen Alleingang nur
ein überzeugendes Programm die Wähler ansprechen; geführt wurde nämlich die
SPD-Saar nicht von Arbeitern, sondern eher von Intellektuellen wie Dr. Walter
Sender (Rechtsanwalt), Eduard Lehmann (Rechtsanwalt), Valentin Schäfer

(Redakteur), Max Braun (Redakteur) sowie den Lehrern Allenbach und Bernhard
Schneider. Erst aus den Auseinandersetzungen mit der Regierungskommission
und dem Widerstand auf französischer Seite gegen eine sozial- und arbeitsrechtli¬
che Angleichung an die Weimarer Republik, besonders durch den Streik von 1923
bzw. aufgrund des autokratisehen Regierungssystems an der Saar, entwickelte die
Partei ihr auf die Saarverhältnisse zugeschnittenes, demokratisches und soziales
Programm39

, Vor allem aber mußten Vorbehalte gegenüber einer Unvereinbarkeit
von Christenlehre und Sozialismus ausgeräumt werden, was in rein katholischen
Gebieten verhältnismäßig schwierig war (Kreis Merzig; 96% Katholiken - SPD-
Wähleranteile von 20,4% 1919 auf 4,5% 1932; Kreis Saarlouis: 96% Katholiken -

SPD-Wähleranteile von 28,3% 1919 auf 5,1% 1932; Landesvergleich: 72% Ka¬
tholiken - SPD-Wähleranteile von 36,5% 1919 auf 9,7% 1932).

Unter Berufung darauf, daß es insbesondere das Zentrum sei, das alle Erfolge für
die Arbeiterschaft in der Sozialpolitik auf das Konto einer christlichen Politik set¬
ze", stellte die Volksstimme im Januar 1924 "Merkworte für die Wahl"40 zu¬
sammen, wobei christliche Männer, die sich lobend zur Sozialdemokratie äußer¬
ten, das verfälschte Bild aufbessem sollten. Und Ressentiments und Klischees gab
es nicht wenige, wobei ein noch positives Bild durchaus auch seine negativen Sei¬
ten haben konnte. Dem Vorwurf, "Die Sozialdemokratie ist religionsfeindlich!",

36 Landesrat des Saargebietes, Sten. Ber. v. 19.7.1922, S. 34-38.
37 Ebd, v. 19.7.1922, S. 37f.
38 Ansätze hierzu bot die Schließung des Röchling-Betriebs. Vgl. die Denkschrift der Freien und Christ¬

lichen Gewerkschaften vom 5.9.1925 (SDN JO C. 605. M, 193. 1925. I, Sozialversicherung und Ar¬

beitsgesetzgebung) in Verbindung mit der Denkschrift der Landesratsfraktionen, ZP, DSVP v. 5.9.1925
(C. 605. M. 193. 1925.1, Sozialversicherung).

39 Vgl, M. Zenner, Parteien, S. 184.
40 Vgl. "Volksstimme" Nr. 5 v. 7.1.1924: "Die Sozialdemokratie in der Beurteilung ihrer Gegner. Merk¬

worte für die Wahl", von Peter Zimmer.
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